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Bis 1918 ernannte der Kaiser einen 
der Abgeordneten zum Landeshaupt-
mann. Die übrigen Mitglieder und Er-
satzmitglieder des Landesausschusses 
bestellten die im Landtag vertrete-
nen Wählerkurien nach einem fixen 
Schlüssel. Die Länder der Republik 
Österreich behielten dieses Verhält-
niswahlrecht (Proporz) zum Teil bis 
heute in anderer Form bei: Den Lan-
deshauptmann wählt der gesamte 
Landtag, die übrigen Mitglieder der 
Landesregierung werden von den 
Parteifraktionen im Verhältnis ih-
rer Mandatsstärke entsendet. Damit 
ist gewährleistet, dass alle größeren 
Parteien in der obersten Behörde der 
Landesverwaltung vertreten sind.

Ab 1923 Mehrheitswahlrecht

Der Vorarlberger Landtag beschritt 
mit der Landesverfassung 1923 einen 
anderen Weg. Die Christlichsozialen 

drückten mit ihrer Zweidrittelmehr-
heit für die Bestellung der Mitglie-
der der Landesregierung das Mehr-
heitswahlsystem (Majorz) durch: Die 
Mehrheit der Abgeordneten wählt 
nicht nur den Landeshauptmann, son-
dern jedes Regierungsmitglied. „Re-
gieren heißt eine große und schwere 
Verantwortung tragen“, begründete 
Landeshauptmann und Landtagsprä-
sident Otto Ender den Antrag, „und 
zum Regieren und zum Verantwor-
tung tragen gehört Macht. Regieren 
heißt, konsequent und nach einheitli-
chen Grundsätzen vorgehen.“

Bis 2009 Regierungspartnerschaft

Ab 1870 erzielten die Katholisch-Kon-
servativen, ab 1896 als Christlichso-
ziale, ab 1945 als Österreichische 
Volkspartei bei jeder Landtagswahl 
die absolute Mehrheit an Mandaten, 
ausgenommen 1999. Sie hätten also 

> Ein langer Weg zur Konkurrenzdemokratie

Mehrheit wählt die Landesregierung

In Vorarlberg wählt seit 1923 die Mehrheit des Landtags die Landesregierung. 
Selbstverständlich ist das in Österreich noch immer nicht.
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Beim Festakt „50 Jahre selbständiges Land Vorarlberg“ am 9. November 1968 waren alle Landtagsfraktionen auf 
der Regierungsbank vertreten.

ab 1923, abgesehen von 1999, jeder-
zeit alle Regierungsmitglieder stellen 
können, banden aber lange Zeit bei 
jeder demokratischen Regierungsbil-
dung zumindest eine weitere Frakti-
on in die Verantwortung ein. Als die 
Sozialdemokraten 1932 verzichteten, 
erging das Angebot formal sogar an 
die NSDAP, die aber Landesräte für 
überflüssig erklärte. Ab 1945 war die 
Sozialistische Partei Österreichs in der 
Landesregierung vertreten, ab 1949 
zudem der Verband der Unabhängi-
gen, der sich zur Freiheitlichen Partei 
Österreichs wandelte. 1974 verzichte-
te die ÖVP auf die SPÖ, 2009 auf die 
FPÖ. Seither regiert die ÖVP allein. 

2009 erzielte die ÖVP 20 Mandate, 
die FPÖ 9, die Grünen 4, die SPÖ 3. 
Nach den Proporzbestimmungen des 
Burgenlandes hätte die Mehrheit den  
Landeshauptmann gekürt. Zudem 
hätten die Abgeordneten der ÖVP drei 
Landesräte wählen können, jene der 
FPÖ den Landesstatthalter und einen 
Landesrat. Der siebte Sitz wäre knapp 
den Grünen zugefallen.

Ulrich Nachbaur
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